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n--.A5 Ql der Beilagen zu den sh:!1ographischen Prookollefl Jes Nah 'lla:rates 

XliI. Gesetzgebungsperiode 

ßlThl~ESMINISTERIUM 
FOR WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG Wien, am 24. August 1972 

ZI.010.216-Parl.!72 

An die 

Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wie n 

~d'~ IA.B. 
zu At? / J. 

",.Q ~ t-'~72 
P ..... j. L flUg, L ra;" am .••••••• _. __ 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage 

Nr.710!J-NR/72 der Abgeordl1cten Radinger und Genossen vom 

.9.6.1972 beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 
In der Regierungserklärung, die Bundeskanzler 

Dr.Kreisky i~ der 2.Sitzung der XIII.Gesetzgebungsperiode 

des Nationalrates der Republik Österreich am 5.November 1971 

abgegeben hat, wurden folge~de Punkt~, die in die Kompetenz 

~~s Bundesministeriums fijr Wissensrhaft und Forschung fallen, 

festgehalten: 

"Die Schaffung und Existenz eines eigenen 

Bundesministeriums fUr Wissenschaft und Foischung hat sich auf 

Wissenschaft und Forschung stimulierend und belebend ausge-

\~Ti rkt • 

Zum ersten Mal wird in Österreich eine nach 

Konzepten geplante Wissenschafts- und Forschungspolitik be­

trieben. Erstmals wurde es unternommeri, in Österreich den 

Entwurf einer Forschungskonzeption zu elarbeiten, die allgemein 

Zustimmung fand, insbesondere - wie erwähnt - von der öster­

reichischen Rektorenkonferenz, aber auch von den im Forschungs­

rat vertretenen beiden Fo~schungsförderungsfonds. 

Das Bundesministeriuj'll für Wissenschaft und, 

Forschung hat weiters nach mehrjähri~er Stagnation in diesem 

Epreich erstmals richtungsweisende Impulse gegeben und Arbeit~n 

vorgenofi1men. Es }'onni::en die Hi ttel für Forschungsausgaben in 

einem betr~chtlichen Ausmaß 3rh5ht werden. Die Steigerungsrate 

der beiden Forschungsförderungsfonds beträgt etwa 70 Prozent. 
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Aber auch die Hittel für unsere l1'Jchschuien 
wurden im letzten Jahr heträchtlich erh6ht. WHhrend auf dem Ge­
biet c2er Hochschuldotierung in den letzten Jahren gleichfalls 
Stagnation oder sogar Rück~ang in eini!jen Bereichen z11 verzeich­
nen Har, konnten im letzten Jahr die '·littel für alle Bereiche 

erh6ht Kcrden und ,,·:urclen erstmals den IIochschulen zusätzliche ~!it­
tel zugeführt. 

Ausgehend von der schon in der Regierungs­
erklärung yom 27. April 1970 festgehaltenen Erkenntnis, daß ~n 
allen Bereichen der IIochschu1en i.!mfassencle R.eformen in mehreren 
Etappen unerläßlich sind, strebt die Bundesregierung insresOIL.Jere 
folgende Reformen und ~faßnahmen an; 

D~r zur D~skus5ion vorgelegte Entwurf für 
ein neues Universitä-cscrganisationsgesetz soll nach ehebaldigem 
Absc i1luß der Beratungen dem Nationalrat übermittelt l,Tf'rd.::n. 

Dies wird eine Reform der Institu~e, der Fa­
ku1t~t0n und der zentralen Führun~ der Universität unter Bed~~ht-

'" 
nahme auf das sc~on festgelegte Organisationsprinzip deT nach 
Qualifikation gestuften Mitbestimmung und Mitverantw0rtung aller 
am Wissenschaftsprozeß Beteiligten bedeuten. Die neue Hochschul­
struktur wird die Transparenz der Willensbildungs- und E~tschei­
dungsprozesse gewährleisten. 

Eine zeitgemäße Reform der IIabilitations-
und Berufungsverfahren sowie die Schaffung eines außerordcintlic~9n 
Professors neuen Typs wird vorbereitet. 

Die schon wei t vorangetriebene Reform '. des 
Studienrechts der wissenschaftlichen Hochschulen wird durch die 
Reform des Medizinstudiums, des Studiums der Rechts1Vissenschaften 

und der Veterinärmedizin vorläufig abgeschlossen werden können. 

Da auf dem Gebiete der Kunsthochschulen in den 
letzten Jahrzehnten versäumt wurde, ausreichende Studienvorschrif­
ten zu schaffen, werden auch für die Studien an diesen Hochschulen 
neue, dem Stand der Entwicklung der Kun~t und des modernen Studien­
betriebes entsprechende Studiengesetze zu schaffen sein • 

. / . 
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Besonderes Interesse wird der F5rderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in Österreich gelten. 

Hi t der Absc'12 f .tung der Pochs chul taxen ,d rd 
dem demokratischen Grundsatz nach gleicher Zugangsm5g1ichkeit al­
ler Bildungswilligen zur Hochschule entsprochen werden. 

Ferner wird die Neuregelungder studentischen 
Interessensver~retungen und Selbstverwaltung sowie der Sozialein­
richtungen für Studenten erfolgen. 

Als Serviceeinrichtung für Wissenschaft und 
Forschu~g werden die Bibliotheken weiter ausg~baut, um den Erfor­

dernissen des modernen Wissenschaftsbetriebcz gerecht Z11 \Ver<1::;n; 
eine Reform des wissenschaftlichen Bibliothekswesens ist in Pla­
nung u~d steht vor der DurchfChrung. 

Die Bundesregierung betrachtet auch weiter­
'dn die Hissenschafts- und For!>chungspolitik als ein zentrales 
~nliegen und ist daher fest entschlossen, auf dem Cebiete der For­
schungsförderung auch in Zukunft energische, planvolle und groß­
zügige Maßnahmen zu setzen. 

Es wird angestrebt, in der laufenden Dekade 
den Anteil Am Bruttonationalprodukt für Wissenschaft und Forschung 

auf 1,5 bis 2 Pro7ent zu erh5hen,um damit die vergleichbaren In­
dustrieländer zu erreichen. In den jeweiligen Bundeshaushalten wer­
den daher die Steigerungsraten betrHchtlich sein müssen. 

Darüber h~naus werden die M5glichkeiten neuer, 

zusfitzlicht~r Finanzierungsformen für Forschung und Ent\'Iicklung ge­
prüft werden. 

Die Forschungskonzeption wird neben SchwQr­
punkten und Prioritäten die Stärkung der Forschungsinfrastrukturen 
und ein moJernes Forschungsmanagement umfassen. 

. / . 
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Die Schaffung V2n Sonderforschungshe­

reichen an den lIochs chulen -. '0 für ':'5 Z. ahl Te iche aus IUndi­

sehe Vorhilder gibt - "ircl unter nitt(~l- ~ is l~ingerfristiger 

Aufgaben5tellung der besseren und ökonomischeren Ausnützung 

und zur Konzentration der personellen und finanziellen Ressour­

cen dienen. 

Darüber hinaus wird die Tätigkeit der 

Forschungsf6rderungsfonds intensiviert ~~rden. Die Auftrags­
forschung der öffentlichen }Iand wird im Sinne gesellschafts­

relevanter Fragestellungen ausgeweit~t werden. Ein wissenschafts­

und forschungspolitisches Ififormationssystem wird geschaffen, 

das Forschungsbewußtsein angeregt werden. 

Im Zeitalter der vielfältigen Zus~mmen­

arbeit der einzelnen Staaten au~ zahlreichen bilateralen und 

multilateralen Ebenen ~ircl sic~ 2ie Bunrlosregierung die Pfle­

ge internationaler wissenschaftlicher Beziehungen und der Ko­

operation angelegen sein lassen . 

. 
Wenn vor etwas mehr als eineinhalb Jahren 

darauf' venliesen uurue, daß es ein Gebot der Klugheit sei, das 

greße Reservoir der im Ausland lebenden 6sterreichischen Wissen­

schafter für unsere Heimat wieder zu fruchtbarem Einsatz zu ge­

winnen, so darf auf den his jetzt aufzuweisenden Erfolg verwie­

sen werden. Dieser Weg der Gestaltung einer aktiven "Intellektuel­

len-i'!anderungsbilanz" wird von der Bundesregierung konsequent 
weiterbeschritten werden. 

In die.:em Zusannnenhang, Hohes r4aus, möch-

te ich auth die Feststellung machen, ci~ß die Bundesregierung, 
sO\vei t es in ihre Kompetenz fäll t, siel: bemühen lvi rd, für die 

Frage der Tierversuche eine zeitgemäße und dem internationalen 
Standard entsprectende Regelung zu findpn, die sowohl den Er­

fordernissen des ~esundheitsschutzes, der Wissenschaft und der For­

schung als auch den Zielen des Tierschutzes ent~prichf.lI 

. / . 
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Im einzelnen dürfen daher die Fragen· wie 
folgt beantwortet werden: 

T. Bereich der Universitäten und Hochschulen 
Studienreform 

Die Reform des Studienrechts ist soweit vorangetrieben, 
daß in Kürze die "erste Runde" der Studienrechtsreform der 
Vollendung entgegengehen könnte. Nac~ der Beschlußf~ssung 

des Nationalrates über das Bundes~esetz über geisteswissen~ 
schaftliehe und naturwissenschaftliche Studienrichtungen 
werden nunmehr die 44 Studienordnungen für die 44 Studien­
richtungen zur Erlassung vorbereitet. Die Entwürfe für die 
3t0dieno~dnungen Physik, Pharmazie, Musikwissenschaft, 

Ptldagogik, Obersetzer- und DOlmetsch-Ausbildung, Psychologie, 
Philosophie (Lehramt an Hlji1e."~n Schuleü) sind berei l.S dem 

Begutachtungsverfahren zugpleitet. Die ersten Studien­

verordnungen aufgrund dieses besonderen Studiengesetzes 
werden in Kürze erlassen werden können. 

Zur Reform des Medizinsturliums wurde der Entwurf für ein 

Studien~setz der Medizin bereits ausgearbeitet als Re­
gierungsvorlage dem Nationalrat übermittelt; diese Re­
gi6rungsvorlage steht gegenwärtig in parlamentarischer De­
ratung. Die Arbeiten zur Neuordnung des Studiums der 
Rechtswissensc'haften sind abgeschlossen, ein entsprechender 
Gesetzesentwurf wird in Kürze dem ~llge~einen Begutachtungs­
veffahren zugeleitet werden. Es wird dies ein Studien­
gesetzentwurf sein, in dem bereits auch die jDngsten Er­

fahrungen derStudienge58tzreform verarheitet sein w~rden. 
11insichtlich der "Reform des Studiums der Veterinärmedizin . - ---
ist derzeit ein Vorschlag der Tierärztlichen Hochschule 
zur Begutachtung ausgesendet worden. Die Neuordnung des 
Studiums der evangelischen Th~ologie dürfte auf keine 

Schwierigkeiten stoßen und könnte i~ absehbarer Zeit seinem 
Ziel zugeführt werden. 
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Dami t ''iäre die "erste Runde" der StuJienrechtsrcform 
vollend:.:t uml es könnte die weitere Keform des allge-" 

meinen und besonderen Studienrechts - aufgrund der 

bisherigen Erfahrungen im Rahmen der Studienreform -
in Angriff genoIilillen ,venIcn. 

Zugleich mit der Vorbereitung der neuen Studiengesetze 

wurde als !curzfristige Maßnahr:le noch vor deren Inkraft­
setzung in einzelnen Studienrichtungen kleine Novellen 
ausgearbeitet und inzwischen als Novelle zu den bisher 
geltenden Vorschriften vom Nati 0 nalrdt beschlossen. So 
wurde die medizinische Rigorosenordnung novelliert 
(BGBl.Nr.283/72), um die Schwierigkeiten bei der Inskription 

der a:'."".atomischen Sezierübungen zum 1.Medizinischen Rigorosum 

beseitigen zu helfen, zu ermöglichen, die Sezierübungen 
auf das ganze Jahr gleichmäCig verteilt ~bzuhalten unri 
damit auch eine bessera Kapazit~~saus)a~tung der Hochschul­
ei~richtungen zu erreichen. 

Das Bundesgesetz Uber die Ableg~ng von Staatsprüfungen 

der rechts- und staatswisscLschaftlichen Studien~ 
BGBl.Nr.2S1/72, sow{e das Bundesgesetz, mit deri die Ver­
ordnung des Ministers fUr Kultus und Unterricht, durch welche 

für die Universitäten dcr im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder bezüglich der Erlangung des Doktorates an den 
weltlichen Fakultäten neue Bcstinmungen erlassen wurden, 
geändert wurden t BGBl.Nr.282/72, werde~ bp~eits vor der 
Neure~elung des rechtswissenschaftlichen Studiums für die 
Studierenden, cl.~~m Allgemeinen llochschul-Studiengesetz ent­
sprechende Prüfungsformen li,cd der Ablegung der juristis~hen 
Staatsprüfungen und Rigorosen bring~n. 

i -
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Kleine Novellen zur Sozial- und wirtsch~ftswisscnschaft­

lichen Stuclienordnung haben clen Empfehlungen in der Aner­

~:ennung dieses S twli cngesctzes entsprochen. 

Die 2<1h1 der hereits'erlassenen neuen Studienordnungen 

gibt ein aufschluRreiches Bild über die zielstrebig 

voranschreitende Studienreform. 

Struktur- und VenIal tun~sreform 
---~_.'--"-~- ---._ .. _------------
Der in J\uftra!1 des Dundesrünisteriums für 1'lissenschaft ... > 

und Forschllng von einer Expertengl'uppe ausgearbei tete 

Entwurf Eil' ein Universi tätsorganisationsgesetz ermög-

1 ic:lte es der ParI amen taris ehen HG~hs chul re formkof;lmis sion 

im Hir:b..!.ick 8,.if eine neue TIochschulstruktur auf der 

Grundlage eines kom~}ctten Entwurfes zu arbeiten .. Die 

llachschul rcformkom:r.1ission bestüäftigte sic;l in neUn Si tzungen 

bis zu ihrer Schließung im J~inn~r 1972 1:1. i t dem Diskus-

. sion::8ntwurf lmd konnte - i~'enn auch ni cht immer mi t letzt­

lich zielgerichteter Effizienz seitens der Vertreter der 

akaJcnischen Gruppen - große Teilbereiche des Diskussions­

entwurfes in Beratung nehmen. 

Im Hinblick auf di~, langsamen Fortschri tte der Beratungen 

der Hochschul reformkommis s ion sah sich j·Hnister "Or. Fi rnberg 

veranlaßt , ;)ei der 27 . Sitzung alT! 19.11.1 i<tc?h Entschluß 

bekanntzugeben, den Entwurf fUr ein neues Universitäts-Orga­

nisationsgesctz so rechtzeitig fertigzus~e]:en, daß eine 

Versendung noch im Studienjahr 1971/72 erfolgen könne. Die 

B~gutachtungs frL: t "Jürde sodann im Iferbs t 1972 enden. 51n­

vern<;hmlich \.;urde bei dieser Gelegenheit festgestellt, 

daß die Kommission in noch weiteren rU~i mehrtägigen Sitzungen 
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sich ini t de!-:l Disl~.lsS iOEser:tvl~rf für ein Unfversi tä ts-;:. 

Org~nisationsgesetz·befasse~ sollte. 

Ic der Sitzung aD 14~1.1972 stellte der damalige Vorsitzen4e 

des Zentral0~sscb_1SSCS der österreichischen r;ochschülers·chaft, 

Ern~t Streer~witz, an aie Vertreter der Eochschulprofessoren 

in der KOI':T.1ission die Frage, ob sie sich vor. einer Erklärung 

der Rektorenkonfere~z distanzieren, in welcher ariläßlich der 

Begutachtung c.::s Er .. tw~lrfes einer Hovelle ZUTI Hochschul­

O~ganisatic~sgesetz erklHrtworden sei, ~it der fak~ltativen 

Beizieh~ng von Vertretern der Assistenten und St~denten zu 

der~ Ber:1tu:r..ger.: akaderüscher Behörden 1':'.i t beratender .Stimne 

und Imtragsrecht sowie cer fakultativen Aufnahrr.e von 

Vertreterr: der Assisi:.eLte:--. und St\.lder:ter. in KOP1missior.eri, . 

könne ::He FragE der j11 tviirl~u: ~l; cieser Gruppe als er.d-· 

gültig gercs~Jt angesehen' werden. 

Die Vertreter der Hochsch~lprofessoren erklärten daiaufhin, 

sie könnten nicht im Nrunen der RektorenkonfereBz sprechen, 

aber ihre AD1csenheit 60kumentierte genü9~nd,daß sie 

weiter zu Beratu~gen ~nd Verhandlungen bereit wären a~d 

ein freies VGrhandL':l:gsr:-:andat hätter~. Diese Erkläru.r.g· 

w~rde von de~ Vert~eterL Ger Studer:te~ als nicht a~s­

reichend angesehen, und sie erklärten, daß sie unt~r 

diesen Umsttinden nicht mehr an den Beratungen der lloch­

schulreforp,kor:unission teilnehTI'en könnten. 

Ar:gesichts dieser Situa~ion sah sich die Vorsitz füh~ende 

Frau Bundesminister gez,~nS2n, die Sitzung Z0 schließen 

u~d mit Deda\.lern den LJndesra~ ~itzuteilen, "das der 

BntschlieJ:)~l:~ des Bur!desrates I betreffend die Ausar­

beitung eine c Planes zur Reform des österreichischen 

Hochsch'.llvlescI:s r in P.ahren dieser Kor..misslon nichi.: 

Rechnung ge tr -'1ge,,- werden kor;n te • " 

./. 

.. 

". 

. ." 
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(In di=sem Zusammenhang darf auf die Protokolle der 

Parlamer.:tarischen Hochschulreforr.-;kor.müssion ur.:d auf die 

zu diesen Fragen erschienenen Publikationen, vgl. 

z.B. Österreichische Hochschulzeitung Nr. 13 vom 1. Juli 

1972, verwiesen werden) • 

Nach Schließung der Parlamentarischen Eochschulrefor~kommis­

sion w;lrde züüstrebig die Erarbei tun~i des Gesetzent-

i~urfes für ein Universitäts-Orsanisationsgesetz in 

Angriff genommen. Noch eir~al hatten die Vertreter der 

Professoren, Assistenten und Studenten Gelegenheit, ihre 

vollständige Stellungr:.ahme Zili"1l Diskussionsentwurf für 

~in ~eues ilr:.iversitäts-Organisationsgesetz aLzugeben -

vor endgül ti':jer Fertigstel] ,mg eines Gesetzentwurfes, 

der nJ.nmehr bereits dem allge.n,~inen Begutachtungsver-

fahrer.: zugeleitet wurde. 

Nach fI.blauf der Begutachtungsf=ist wird der Gesetzent­

\tmrf für ein ,Universität,'Organisatior:.sgesetz tunliehst 

noch 1972 dem Nationalrat als Regierungsvorlage zur 

par)amentarischen Behandlung zugeleitet werden. 

Als klei.nere, aber zielführende Haßnahmen vlUrden be­

reits kleine Novellen Zürrl Hochschul -Organisations­

gesetz dem Nationalrat vorgesc~lagen ~nd inzwischen 

verabschiedet. lID Sinne der Transparenz ~ller Vor­

gänge an den Hochschulen wurde die gesetzliche Grurid~ 

lage dafür geschaffen, daß auch Vertreter der Assis~en­

ten (Mittelbau) und der Studenten an den Sitzungen 

der Professorenkollegien teilnehmen ~önnen. 

All~emei!,l.e Aüsschre ibung 

Im Verlaufe der Beratang über ~ie Hocnschul-Organisations~ 

gesetz-Uovelle zur Schaffung des auß~rordentlichen 

Professors neJ.en Typs wurde durch dsn N~tionalrat auch 

./ . 
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der Beschluß üher die allgemeine Ausschreibung aller 
akademiscnen Dienstposten an Jen Hochschulen gefaßt. 

Diese Maßnahmen werden wesentlichen Anteil an der Ver­

wirklichun~ der in der Regierungserklärung abgegebenen 
ErkläruLg nach einer lIochschulstruktur, die die Transparenz 

der Willensbildung - und Entscheidungsprozesse gewähr­
leistet haben. 

Eine ~eitG~mäßc Reform des Habilitations- und Berufungs­

verfahrens ist in dem Gesetzentwurf für ein Universitäts­
Organisationsgesetz bereits vorgesehen. 

Durch die Novelle 2~~ Hochschul-Organisationsgesetz, BGBI. 

Nr.27 A/1972, w~~de das Versrrechen nach Schaffung von 
"außer")rden~li.chen Professoren neuen Typs" er ~üll t und 

diese neue Professorenkategcrie geschaffen, die zugleich 
neue Karr:.';rewege für den wis'J3nschaftlichen Nachwuchs 
eröffnet und eine wesentliche Vcrbesseru~g der Personal­
struktur unserer Hochschulen - für Forschung und Lehre -
bedeutet. 

Abschaffu!!y1-. der. Hochs~lUl taxen 

Gemäß der ~ntschließung des Nationalrates wurde der Ent­

wurf fnr ein neu~s Hochschultaxengesetz vorgelegt und als 
Hochschul-Taxen2csetz 1972 am 15.Februar 1972 beschlossen. 
Damit wurden für alle österreichischen und den ihnen 
gleichges tell tell ausländis::hen Studierenden <2 ie flochschul­
taxen und -Gebühren abgesc~af2t. Eine wichtige bildungs­
politische ~aßnahme im Sinne der Gleichheit der Bildungs7 

chancen und Überwindungen wirtschaftlicher Hindernisse 
zum Hochschulstudium konnte damit gesetzt werden. 
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Gemeinsam mit der erfolgten Novelle zum Studienförderungs~ 

gesetz, ßGBl.Nr.330/1971, die im Studienjahr 1971/72 

wirksam wurde, konnte eine wesentliche Verbesserung der 
sozialen Lage der Studenten durch Erhöhung der Studien­
beihilfe und Ausweitung des Kreises der Studienbeihilfen­

bezieher erreicht werden. Diese Verbesserung findet ihren 

Ausdruck deutlich in den stark steigenden Ausgaben für 
die Studienbeihilfe von 1971 auf 1972 um ca. 50 Millionen S. 

G~mei~3am mit dem Bundesministerium für Soziale Verwaltung 

war das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

um ein~ Sanierung der studentischen KrankenfJrsorge bemüht. 
Im Rahmen der nächsten gegenwärtig in parlamentarischer 
Beratung stehenden Novelle zum allgemeinen Sozialversicherungs­

ge~et~ wird auch die student~sche Krankenversjcherung 
enthal~en sei~- Eine Untersuchung über die soziale Lage 
der Studenten ist gegenwärtig im Gange. 
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Kunstho~hschulen 

Pie D;:lstelluns, (;'21' ::::",:.sthochschllien vom Akademiestatus 

auf Hochschulebene auf Grund des Kunsthochschulorganisa­

tionsgesctzes wurde durchgeführt und hatte z.B. in der 

etappen~eisen Sanierung der Personalstruktur des .Lehr­

körpers seine wichtigsten Durchführungsmaßnahmen. 

Auf dem Geoiete der Studienreforf.l der Hochschulen kün:·t­

lerisch~r Richtung hat das Bundesministerium für Wissen-

3chaft und Forschung als erste Maßnahme für die Kodifi­

zierupg und Rcformierung des Studienrechtes der Hochschu-. 
len künstlerischer Richtung eine umfangreiche/2a Punkte 

umfassende Umfrage an die Hochschulen künstlerischer Rich­

tung ausgesendet. Die Ergpbnisse dieser Umfrage, die dazu 

dienen sollte, den Ist-Stand der derzeit ge~andhabten Pra­

;,:is (geseU.liche Regelungen auf diesem Gebiete bestehen 

bekannt~ich überwiegend nicht) festzustellen, weiden z.Zt. 

~usgewertet und zu einem Arbeitspapie~ zusaf.lmengefaßt. Die­

ses Arbeitspapier wird sodarlil zu l<eginn <'les Wintersemesters 

1972/73 als Diskussionsbnsis für die Beratungen eines klei­

nen Arbeitskreises von Experten dienen, .der sodann einer 

1 . Begutachtung durch die Hochschulen künstlerisc!'.er Rich­

tung zugeführt werden wird. Danach wird entsprechend den 

Ergebni~sen dieser internen Begutachtung ein Referentenent­

wurf ßu~geRrbsitet und in ein allgemeines Begutachtungsver­

fahren eingeb~acht werden. 

Im übrigen ist das Studienrecht im Bereiche der Hochschulen 

künstlerischer Richtung aui einigen Teilgebieten bereits 

nahezu voilständig: jene Studienrichtungen an den Hochschu­

len künstlerischer Richtung, die durch die Bundesgesetze 

über technische Studienrichtungen sowie fiber geist~swissen­

schaftl~ch~ und naturwissenschaftliche Studienrichtungen 

g~regelt we~de~ (Architektur sowie sHmtliche wissenschaft~ 

lich-künstleris~he Lehramtsstudien) werden bald voll geregelt 

sein, denn die o:esbezüglichen Studienordnungen w0rden in 

allernächster Ze~t dem Begutachtungsverfahren zugeleitet. 
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Durch die Auss~ndunp eines Gesetzentwurfes fUr die Er-v 

richtung einer Ilochschule fUr Gestaltung in Linz wurde 

ein wichtiger Vorbereitungsschritt der üllernahme der 
Kunstschule Linz durch den Bund uls kllnftige Hochschule 

künstlerischer Richtung geset:t und ein weiterer Schwer­

punkt für die künstlerische Ausbildung in unserem Lande 

geschaffen. 
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Bibliothekswesen 

Zum weiteren Ausbau des Bibliothekswesens konnte vor 
allem eine Erh6hunr der für die Literaturbeschaffung 

~> 

an der Österreichischen ~ationalbibliothek, den Uni­
versitätsbibliotheken und den llaupthibliotheken der 
anderen wissenschaftlichen IIoc~schulen bestimmte Mit­

tel erreicht werden. Im 2.Dudget-Oberschreitungsgesetz 
1971 wurde hiefür ein Betrag von S 2.000.000;-- zur 

teilweisen Abdeckung des Nachholbedarfes zur Verfügung 
gestellt; der BundesvoY3rtsch lag ;972 sieht gegenüber 
dem Bundesrechnungsabschluß 1971 eine Erhöhung der Mit­

tel für Literaturbeschaffung von S 20.470.000,-- auf 
S 26.772.000,--, also um rund S 6.300.000,-- oder 30 \, 
vor. Der Sachaufwand für die wissenschaftlichen Bihlio­
theken insgesamt konnte ~0n S 34.587.000,-- auf S 
42.069.000,--,d.s. S 7.482JIOO,-- oder mehr als 20~, 
gesteigert werden. 

Die Planung der Reform des wissenschaftlichen Bibliotheks­

wesens wurde vom Bund0sministerium für Wissenschaft und 
Forschung sowie von dem beim Dundesministerium für Wis­
Senschaft und Forschung bes teh'enden Arbei tskre~s für 
Bibliotheksreform wei terge'führt, ".'übef das Hauptgewicht auf 
folgende Schwerpunkte gelegt wurde: 

1) Reform der Bibliotheksorg~nisati~n an den wissenschaft­
lichen lIochschulen durch Koordinierunb der Universitäts-
und Hochschulbibliothekenmit den an den wissenschaftlichen 

Hochschulen bestehenden Fakultäts- und Instituts~ibliotheken 
hinsichtlich Erwerbung, Katalogisierung und BenUtzung. Als 
wichtigste Maßnahmen sind zu nennen: 

a) Die Auswertung einer im Jahr 1971 an den Hochschulen 
durchgeführten Erhebung tiber den Z~stand des Hochschul­
hibliothekswesens~ deren.Ergebnisse dem Nationalrat im 

R(1)mendes lIochschulberichtes 1972 vorzuleg~~n sein Her ... 
den, ld,1det die.,Grundlage für die wei tere Planung im Hoch­
schulbibliotheiswesen. 

. / . 
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:)) Die Ausarbei tung von Konzepten für die Koordinierung 

des Bibliothekssystems an einzelnen Hochschulen, inshe­

sonelere an den Universitäten, sowie die schrittl'wise In­
angriffnahme der Verwirklichung dieser Konzepte (zentrale 
Katalogisierung, ~~ßnahmen zur Koordinierung der Literatur­

erwerbupg, Übernahme der Betreuung von Institutsbibliothe-
1.en durch die Universitäts- und Hochschulhihliotheken). 
An der Technischen Hochschule in Wien ,,,..i rd derzeit eine 

Zentralbibliothek für Chemie durch Zusammenfassung der bis­
'lerigen Insti tutsbibliol:heken eingerichtet .. i·,:illl iche Zusa:-l­

rnenfassungen sind nach Maßgabe der Schaffung der hau~ichen 
Voraussetzungen in Vorbereitung. 

Für elie Ilochschule für Bildungswissenschaften in Klagenfurt 
rn:rde ein Vorschlag für ein modernen Gesichtspunkten ent­

spreche~des BibliGthekskonzept ausgearbeitet. 

c) Im Entwurf des Universitäts-Organisationsgesetzes wur~~n 
Vorschläge ZVT Schaffung der rechtlichen Grundlage fUr ein 

koordiniertes Bibliothekssystem an den wissenschaitlichen Hoch­

schulen niedergelegt. 

2) Die Reform der inneren Organisation des w~ssenschaftli­

ehen Dibliothekswesens. 

Auf der Grundlage der im Jahr 1971 durchgeführten Erhehun­
gen über den Zustand der wissenschaftlichen Bibliotheken, 

die auch der Durchleuchtung des rationellen Einsatzes von 
Personal und Hilfsmitteln dienten und laufend ergänzt wer­
dem sollen, '-;01·!ie von hetriehslvirtschaftlichen l!ntersuchun­

gen an der Bibliothek der Technischen Hochschule in Wien, 
die sich die Erkundung von Höglichkeiten zu einer Verkür­
zung der Buchdurchlaufszeit an großen wissenschaftlichen 

. . 
Bibliotheken zum Ziel setzten, ist ein im Rahmen des Ar-
beitskreises für Dibliotheksreforrn ein~esetztes Redaktions­
team mit der Ausarbeitung von Vorschlägen für eine Reorg~ni­

sation des Dienstbetriebes befaßt. 

. / . 
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Des.mc1eres GCivicht lvird auf die fortbildung leitender 

Bibliothekare inshesonders in Fragen der Betriehswirt­

~chaft und des Managenents ~elcgt; die DurchfDhrung eines 

ersten diesem Zweck dienenden Kur:es noch im Jahr 1972 

ist in Vorbereitung. 

In diesem Zusammenhang ist auf die Entwürfe neuer Aus­
',ildungs- und Prüfungsvorschriften int den höheren Biblio­

theksdienst, den gellohenen Ribliotheksdienst und den Fach­

dienst an Bibliotheken zu vcrweisen, die im Juni 1972 zur. 

Begutachtung ausgcsendet wurden und die Rechtsgrundlage für 

die Modernisierung der bibliuthekarischen Ausbildung schaf­

fen sollen. 

Im Rahmen des Einsatzes tcc-;,nischer Hi lfsmi ttel im Biblio­
thekswesen kommt, ':ie aus~äI1J_ische Beispiele zeigen, der 

elektronischen';Datenverarbei tun,r: wachsende Bedeutung zu. 

Zur Vorberei tung der Plc:mmg des Einsatzes der elektroni­

schen Datenverarbcitu~g im wissAnschaftlichen Bibliotheks­

wesen, die nur im Rahmen nationaler und internationaler 
Zusammenarbeit wirtschaftlich vertretbar sein wird, ~urde 

Ende 1971 ein an das Rechenzentrum Gra~ vergebener For­
sC!1ungsauftrag HAr.alyse bestehender Datenformate!l <1bge­

schlossen. Die Ergebnisse eines ~eiteren an das Rechenzen­

trum Graz vergeb~nen Forschu~gsauftrar.:s "Untersuchungen zur 

Vorhereitung eines international l:ompCltiblen Datenformates 

für die österreichischen Bibliotheken" werden Ende 1972 
vorliegen. Im Rahmen des Arbeitskreises für Bibliotheksre­

form wurde der Eritwurf eines Grundkonzeptes für den Einsatz 

der elektronischen Datenverarbeitung im österreichischen 

lvissenschaftlichen Bibliotheks1vesE::il ausgearbeitet. Als Nodell­

versuch wird der~eit die Herstellung der Kataloge der Biblio­

thek der Hochschule fUr Bildungs~i~senschaften in Kiagenfurt 

mi ttels elektronischer Dat enverar11ei tung durchgeführt. 
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2. 1\!rss_~nschaftspoli tik, Forschung,?förderung 

Die Aussa~e der Regierungserklärung wonach die Schaffung 

und Existenz eines eigenen Bundesministeriums fUr Wissen­

schaft und Forschung sich auf Wisser..schaft und forschung 

stimulierend und belebend ausgewirkt hat', findet seine Be­

rechtigung unter anderem schon dadurch, daß z~m,ersten Mal 

in Österreich eine nach Konzepten gepl~nte Wissenschafts­

und FOlschungspolitik betriehen wird: 

Die Arbeiten an der Österreichischen Fors~hungskonzeption 

,,,"urden abgeschlossen. Die Österreichische Forschungskonzep­

tian ~urde von der Bundesregierung am 21. April 1972 beschlos­

sen und als Beilage zu dem Bericht 1972 der Bundesregierung 

an den Nationalrat gemäß § 24~bs. 3 de: Forschungsfö~derungs­

ges etz es den Mi tglied2Tn des Ih .. Len !l<.:US ~s übermi tte 1 t . 

D~a Österreichische Forschungskonzp?tion enthält die länger~ 

fristige Perspektive fü~ die österreichische Forschungspo­

litik. Sie enthält die R3hmenziele und Maßnahmen, die zur 

Erreichung eincrmit den ßedUrfnisscn und Kapazitäten von 

Wissenschaft, Wirtschaft und Staat abgestinmten Forschungs­

p0litik notwendig sind. Der ihr beigeschlossene Katalog 

opera~ioncller Maßnahmen gibt einen überblick tiber die, in 

Verfolg der Österreicllischen Forsch~agskonzeption berciits in 

Angriff getiommenen od~~ zu setz?nden MQßn~h~en. 

Gleichzeitig und in enger Abstimmung mit der Österreichischen 

Forschungskonz0ption h'u:-den Teilkonzepte fUr größere Forschungs­

ei~richtungen erstellt, S0 für die österreicllische Stu~ienge-. 
seIlschaft für Atomenergie Gesellschaft m.L.H., die Bun.desver-

:~uchs- und Forschungsanstal t Arsenal 'md für den Einsatz elek­

tronischer Datenverarbeitung in ~isscnschaftlich-:kademischen 

Bereich. 

686/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 17 von 25

www.parlament.gv.at



Im Anschluß an die vorliegenden Forschungskonzepte für 

die Österreichische Stucliengese'lschaft für Atomenergie 

Gesellschaft m.b.H. und die Bundesversuchs- und Forschungs­

anstal t Arsenal wurde das Proj ekt team "Koordination der 

BVFA und der SGAE!f gegründet, derr, die l\1tfgahe gestellt ist, 

die gegensei tige !\hstiT:o.mung und Zusammenarbei t dieser bei­

den Forschungseinrichtungen in Hinhlick auf forschungsrele;... 

vante, finanzielle, personelle und adwinistrative Problem­

stellungen zu intensivieren. 

Das Projektteam "Schiffbau" erarbeitete ein 10-Jahr~s F::r­

schungsprogramm für den 6sterreichischen Schiffbau. Eine 

enge Zusammenarbeit zwischen den Lehrkanzeln filr Schiffbau 

der Technischen Ilochschule in Wien, der Schiffbautechnischen 

Versuchsanstalt und den 6~terreichischen Werften 5011 da­
dur,:~ erreicht werden. 

Die 6stcrreichische Akademie der Wissenschaften hat ein 

Filnf-Jahres-Programm erarbsitet, das am 13. September der 

öffen~lichkeit vorgelegt werden wird. Es ist dies das erste 

_ Mal, seit dem BEstehen der Akademie, daß sie ein mittelfris­

tiges Arbeitsprogramm für ihre gesamte Tätigkeit erstellt hat. 

Wissenschafts und Forschungspolitik ein zentra18s Anliegen 

Die Priorität, die die österreichische Bundesregierung der 

Forschung einräumt, ist an der ca. dreimal 50 starken Stei­
gerung der Bundes::lUsgaben für Forschung und Entwicklung, ge-

messen an der SteigerGng der gesamten Bundesausgaben, zu er­

kE:i1nen. 

In der österreichischen Forschungskonzeption wurde die Stei­

gerung der Ausgaben für Forschung und Entwicklung durch Staat 

und Wirtschaft auf 1,5 bis 2 % des Bruttonationalproduktes bis 

1980 als Zielvorstellung fes~gelebt. 

Der Wissenschafts- und Forschungspolitik als zentrales Anlie­

gen"der Bundesregierung wurde auch innerhalb der Budgeterstel­

lung 1972 Priorität eingeräumt. Die Ausgaben des Bundes für 
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Forschung und Enhlicklung ,~urden im Voranschlag 1972 um 

32,2% erhöht und stieg~n damit rund dreimal.so stark als 

die gesamten Budgetausgaben. Sie erhöhten sich absolut 

von 1,3 Milliarden Schilling im Jahr 1971 auf 1,8 Milliarden 

Schilling im Jahr 1972. Dies ist sowohl absolut als auch re­

lativ die st5rksteSteigerung seit dem Jahr 1967. 

Die Zuwendungen an diebei~en Fonds stiegen von ·insgesamt 

124 Millionen Sc~illing in Jahr 1970 auf 227,7 Millionen 

Schilling im Jahr 1972 ode~ um 84 %. Davon entfielen auf den 

Fonds zur Förderung der wissedschaftlichen Forschung 19JO 

60 Millionen Schilling und 1972 99 Millionen Schilling, auf 

den Forschungsförderungsf2nds der gewerblichen Wirtschaf: 

1970 64 Millionen Schilling u~d 1.972 128,7 Millionen Schil­

ling, was einer Steiger~ngsrate von 65 bzw. 101 % entspricht. 

Innerhalb der 'Yissen~~r.:haftshezogenen Forschung stiegen die 

Ausgaben für die Hochschul- und hochschulverwandte Forschung 

von 1971 auf 1972 UiT.. 29,18 :b, U.~·'.. ':urden die J·1ittel für deh 

Fonds zur Förde::-~.mg der Kissenschaftl ichen Forschung ur.;. 33,8 

und die ZuwEndungen an die österreichische AkademIe der Wis­

senschaften und deren Institute um 64,6 % erhöht. 

Von 1971 auf 1972 konnten im Bereich der wirtschaftsbezoge­

nen Forschung die BundesausgaLen fUr den Forschungsförderungs­

fonds der gewerblichen Wirtschaft um 51,4 ',für die Baufor­

schung um 80 , und für die Österreichische Studiengesellschaft 

für Atomenergie Gesellschaft m.b.II. um 47,9 \ erhöht werjen. 

Basierend auf den in österreich in den Jahren 196B bis 1970 

kcnstante~ Anteilen Jer Forschungs- und Entwicklungsausgaben 

am B:uttonationalprodukt von 0,66 \, konnte im Jahre 1971 eine 

Erhöhung auf· 0,67 % und im Jahre 1972 auf 0,74 , erzielt wer­

den, ~obei die Porschungs- und Entwicklungsausgaben des Bundc~ 

im Jahre 1972 um 32,2 % anstiegen. 

Bemühungen zur Erweiterung der indirekten Forschungsförderun­

gen (Steuerbegünstigungen) und die Prlifung neuer, zuslltzlicher 

Finanzierungsformen fUr Forschung und Entwicklung wurden .in 

Angriff geno~men. 
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Schwerpunkte,' Priorittiten, Stfirkung der Forschungsi~frastruktur -_._-------_._-------------_._ .. _-~.~,-~------

Aufbauend auf die in der ÖsterreichiscJlen Forschungskonzeption 

festgelegten Zielvorstellungen und Erfallrungen in der Bundes­

republik Deütschlancl und in der ScJ1'I'i"eiz, ':ehandelte das 1':is­

sensehaftsforum in seiner 2. Sitzung um 20. Juni d.J. die Fra­

ge der Prioritlitensetzung für die 6sterreichische Forschugg. 

Der Forschungsf6rderungsfonds der gewerhlichen Wirtschaft er­

arbeitete 10 Prioritätsbereiche fUr die industriell-gewerbli­

che Forschung, die als besonders f6rderungswUrclig ungesehen 

werden, .die österreichische Rektorenkonferenz legte ein eben­

falls 10 Punkte umfassendes Forschungsschwerpunkt-Progra~m 

fest. 

Als erster Schritt zum Aufbau eines Computerverbundes, der 

den ~esamten Rechenhpdarf des vlissenschaftlich-akadellds-::hen 

Bereiches im Wiener Raum decken und auch den Anschluß ven Ter­

minals anderer wissenschafclich-akad~mischer Institutionen 

in Österreich ermöglichen soll, ~urde auf ~rundlage des Berich­

tes des Expertenkomitees heim ßundesministerium far Wissenschaft 

und Forschung über "Stand u:r..d Perspektiven der elektronischen 

Datenverarbeitung in wissensc~aftlich-3kademischen Bereich" 

und Gutachten ausländischer Experten, ein Rechenverbund zur 

Deckung des Rechenbedarfes im l';issenschaftlich- ':kademischen 

Bereich im Raum Wien ausgeschrieben. Die öffentliche Anhots­

eröffnung erfolgt am 4.Septembcr, der Zuschlag fUr diesen 

Großauftrag wird spätestens am 31. Dezember d.J. erfolgen. 

Als nationale Relaisstelle auf dem Gebiet der Weltraumforschung 

\'lul"de die "Österreicilische Gesellschaft für Wel traumfragen 

Gesellschaft m.b.n. n gegründet, deren Aufsichtsrat sich am 
17. Juli d.J. Lonstituiert hat. Mit dem Beginn der Arbeiten 

dieser Gesellschaft im im ersten IIalbjahr 1972 zu rechnen. 

~sterreich ist neben fünf an~eren europtiischen Staaten und 

Beteiligungen verschiedener Unternehrnurtgen und anderer Orga­

nisationen, Mitglied des im Oktober 1971 ~uf Grund einer Initia­

tive der OE CD gegyündete~ Internationalen Institutes für Füh­
rungsaufgaben in dEr Technik in Mailan~. Im April 1972 veran-
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staltete d3s Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

das Symposium "Führungsaufgaben in der Technik", in des5~n 

Rahmen durch den Generaldirektor des Institutes, Dr.JUrgen 

Seetzen, und seinen Mitarbeitern bedeutenden, mit Fragen des 

Forschungsrnanageme~ts befaßten, Vertretern der österreichischen 

Wissenscllait, ':irtschaft und Venval tung die Aufgaben und Ziele, 

des Institutes dargelegt wurden. 

Gleichzeitig konnte auch die Gelegenheit ergriffen werden, die 

Wünsche der ö~terreichischen Wirtschaft und Wissenschaft an 

~~ese ~eue Ausbildungsstätte der Geschäftsführung darzulegen. 

Am ersten Seminar des Internationalen Institutes für FUhrungs­

~mfgabcn in der Technik nahmen von österreic~1ischer Sei te vier 
Herren teil. 

---,-

Intene: ~'yie :i.·t'~~L der Tä t igkei t der Fors chungs förderungs fonds, 

Sch. a.f fung-'-y0IJ~onder:f ors chung sbere i ehen 

Die zunehmende Bedeutung der beiden Forschungsförderungsfonds 

zeigt sich an der- Erhöhung der ihnen zugewiesenen Mittel von 

60 Millionen Schilling für den Fonds zur Förderung der wissen­

schaftlichen Forschung und 64 ~1illionen Schilling für den For­

schungsf6rderungsfonds der gewerblichen Wirtschaft 1m .fahr 1970 

auf 99 Millionen Schilling bzw. 127,7 Hillionen Schillillg im 

Jahr ;972 ~nd an den Steigerungsraten der den Fonds zur Verfil­

gung gestell ten "1'lttel innerhalb dieses Zei traumes von 6S °0 

bzw. 101 " verglichen mit der des gesamten forschungswirksamen 

Budgets von ca. SS %. 

P2.S im Härz d.J. von der öste:-reichischen ?Rektorenl:onferenz 
1 

beschloss~n! Forschungsschwerpunkt~Programm wird über den Fonds 

zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung finanziert, ~o­

für im Jahre 1972 30 Millionen Schilling bereitgestellt wurden. 

Der forsch~ngsfaTderüngsfonds der gewerhlichcn Wirtschaft stell­

te ~inen 10 Punkte umfassenden Katalog der Prioritätsbereiche 

für die industriell-gewerbliche forschung und Entwicklung zu­

samme~) der im ~lirz d.J. publiziert wurde und der u.~. das Ziel 

verfolgt, Industrie und Ge'ver:; zu vert2rkten Forschungsakti vi­

tUten in diesen Bereichen anzuregen. 
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Die 5sterreichische Rektorenkonferenz legte ein Forschungs­

schwerpunkt-Programm vor, wovon 10 Sc1H'!erpunl~te von der 

4.Plenarsitzung um 13. !·f1irz d . .J. "·eschlossen ,·:urden. 

Die Auftragsforschung cer öffent~ichen Fand wird im SJnne 

gesel~schaftsre levanter Fr~,-e2te llun.1,en ausgewei tet werden. 

Bei der Vergabe ~on Forschungsaufträgen durch das Bundes­

ministerium für NissenschaZt und Forschung wurde gesellschafts­

relevanten Fragestellungen Priorität eingeräumt. Von den im 

Jahre 1971 erteilten Forschungsaufträgen in der Ges~mthöhe 

von 10,9 Millionen Schilling entfielen allein aufgesell3chafts­

relevante Forschucgcn bzw. rrcjektstudien fUr solche Forschun­

gen 2,5 Millionen Schilling oder 23 %. Der Anteil dieser For­

schungsaufträge liegt bei den im Jahre 1972 mit Stanri 1~. Juli 

1972 erteilten Forschungsaufträgen bei 20 I. 

Ein ,vissensc:;1afts- und fo.::::;c11Ungspoli tisches Info"t"mations­

"~st .. em wiyd_~~chaf.:.~en; ~~.?_~_orschungsbewußtsein angeregt 
werden. 

Innerhalb des interministeriellen Forschungskoordinations­

koreitees wurden die Arbeiten fUr eine Dokumentation der mit 

Bundesmitteln geförderten Forschungsvorhaben eingeleitet. 

Ein Katalog sämtlicher österreichischer Forschungsstätten wur­

de erst~llt; eine Obersicllt über das Uberraschend breite Spek­

trllm der l~orschungsf ina\lzierungsaktione.il im öffentlichen und 

priv~~en Sektor erarbeitet. Beide Ausarbeitungen wurden unter 

dem Titel "Forschungsstättenkatalog" bzw. "Forschungsfinanzie· 

rungsaktionen" publiziert. 

In der Z~it vom 1. Jänn~r 1971 bis Mitte 1972 veröffentlichte 

das Bundesministeriurn für Wissenschaft und Forschung 13 Aus~ 

arbeitungen über forschungsrelevante Probleme. 
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Dem Institut fOr empirische Sozialforschung wurde der Fcr­

-;chungsauftrag "Das Forschungsbewußtsein der '{jsterreicher" 

erteilt. Das Untersuchungsergebnis, das spätestens im Herbst 
1972 vorliegen wird, ~ird erstmals eine Darstellung des For­

schungshewußtseins in Österreich hringen und Wege zur Verbes­
serung aufzeigen. 

JnternatiGüale Zusammenarbeit ----- -------~._---

D~e internationale Zusammenarheit auf dem Gebiet von Wissen­
schaft und Forschung wurde intensiviert; gemGinsa~e Forschungs­
projekte werden derzeit mit Frankreich und der Schweiz durc~i­

geführt. Die Vorarbeiten für bilaterale Pro j ekte rili t Großbri­
ta .. dliE'il, 1;ulga.:ien, Jugosla,v:en und Italien w:'lrden eingeleitet. 

Im i\ahmen der wissenschaftlich-technischen Zusamc'1.arl-,ci t mi t 

den Europ~ischen Gemeinschaften wurden am 22. und ~3. November 
1971 in Brlissel drei Verträge unterzeich~et, und zwar für zwei 

Forschungsprojekte betreffend Werkstcffproblerne und ein Projekt 
betreffend Luftverunreinigung. Mit der Aufnahme der Forschungs­
;,rbci ten zu ,vei teren gemeinsamen Forschungsproj ekten üimmt 

österreich aktiv teil. 

Weiters ist österreich an dem Internationalen Geodynamischen 
Projekt de.i: OEeD und dem Vorhaben der UNESCO "Man and Biosphere" 

bcteillgt. Di~ A:beiten an beiden Projekten, die auf Anregung 
des Bundesministeriums .für Wissenschaft u~d Forschung von 
einem !'Jationalkorü tee unter dem Vorsi tz der Osterreichischen 
Akademie der Wissenschaften geleitet werden, wurden bereits in 

Angriff gerommen. 

überdies wurde Jen Fragen der Förderung der Soz iahlissenschaf-
ten auf nationaler und internationaler Ebene Schw0rgewicht ein­
gerUumt. Ich habe daflir ein P~ojektteam eingesetzt und anläß-

lieh der \';issenschaftsministerkonferenz der OE CD im Herbst 1971 

auf internati0naler Ebene die Durchführung von sozialwissenschaft­

lichen Forschu~gsprogrammen vorgeschlagen. Dieser Vorschlag fand 

starkes Echo innerhalb der internationalen Zusammenarbeit. 
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Im Zusammenhang mit der Erklärung, daß die Frage der Tier­
versuche eine zeitgenäße und dem internationalen Standard . 
entsprechende Regelung zu finden bemüht ist, die sowohl den 
Erfordernissen des Gesundheitsschutzes, der Wissenschaft 
und der Forschung als aucIl den Zielen des Tierschutzes ent­
spricht, kann darauf verwie~cn we!'den, daß das Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung ein Projektteam "Alternativ­
methoden zum Tierversuch" eingesetzt hat, dessen Arbeitser­
gebnis!:,(; in c.iel" Studie "Al terna ti vmethcJen zum Tierversuch" 
zusammengefaßt \vurden~ Ausiänd:c3che Erfahrungen werden sehr 
eingehend studiert. Das Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung wird bemüht sein, in absehbarer Zeit einen 
entsp~eche~den Gesetzentwurf einem allgemeinen Begutachtungs­
verfahren zuzuleiten. 

3. Museen 
Im Bereich der Museen war das Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung um ,,"inen Ausbau der Sammlungen 
und musealen Einrichtungen ~ugleich nit einer Belebung' 
und Aktivierung des Museumsbetriebes bemüht. Die sta~k 
angestiegenen 13esuchcrzahlen dokumentieren das lebhafte 
Inter~sse der Be'völkerung und der ausländischen Touristen 
an den Museen des Bund~s; gezielteAktionen, wie der kostenlose 
Huseumsbesuch für Pensionisten, der "Tag der offenen Tür" 
am österreichischen Staatsfeier~ag, Sonde:ausstellungen und 
SondeTveranstaltungell haben 'wesentlichen Anteil daran. 

Grußes Augenmerk wurde ang~sichts der internationalen 
Welle an Kunstdiebstählen auch auf den Ausbau der 
Sicherheitsanlagen und der Sicherung rler Museumsobjekte 
zugew~ndetJ um die wertvollen Objekte effektvoll zu schützen. 

• 

.. 
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4. Denkmalschutz 

Im Interesse der Bewahrung des erhaltungs~Urdigen Kultur­

besitzes in unserem Lande war das Bundesministerium filr 

Wissenschaft und Forschung um einen weiteren Ausbau des 

Denkmalschutzinteresses bemüht. Ein neues ~enkmalschutz-

, gesetz wird gegenwärtig dem Begutachtungsv0rtahren unterzogen. 

Mit dieser geplanten legistischen Maßnahme soll der S~hritt 

vom passiven zum aktiveri Denkmalschutz vollzogenw~rden, der 

den Ensembleschutz ermöglicht u~d durch den ein demokratisches 

Element durch Einsetzung eines Fachbe!~~~es eing~führt werden 

5011. 

In den Restaurierwerkstätten des Bundesdenkmalamtes wird 

zie]strebig hervorragende Arbeit im Interesse der Erhaltung 

und Renovierung denkmalschutzwlirdigen Bestandes geleistet. 

Das Rundesministerium für Wissenschaft und Forschung wird 

.bemliht sein sowohl fUr den aktiven Denkmalschutz als auch 

für die Resta~rierwerkstätte im Bundesdenkmalamt erhöhte 

Budgetmittolim nächsten uudgctjahr zu verlah~en . 
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